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Einleitung

Der Feuerwehr in Nordrhein-Westfalen kommt seit der Einführung des
FSHG im Jahr 19481 mit seinen diversen Novellierungen2 und dem Über-
gang in das BHKG3 eine Sonderrolle im Bereich des Gefahrenabwehr-
rechts zu4. Nach der Schreckensherrschaft der Nationalsozialisten und der
damit einhergehenden Gleichschaltung und Eingliederung der Feuerweh-
ren in das Polizeiwesen unter Führung des Reichsinnenministers wurde
das Feuerwehrwesen wieder in kommunale Hand gelegt5 und strikt von
dem militärisch geprägten Polizeiwesen getrennt6. Mit dieser Rückbesin-
nung auf den Ursprung der Feuerwehr, das Bekämpfen von Brandgefahren
durch die örtliche Gemeinschaft7, ging auch eine Beschneidung der Er-
mächtigungen der Feuerwehr gegenüber der durch die Nationalsozialisten
veranlassten Kompetenzgleichstellung mit der Polizei einher. Fortan war
bis zur Einführung des BHKG im Jahr 2016 das Handeln der Feuerwehr
im Bereich des abwehrenden Brandschutzes (fast) ausschließlich von
Realakten geprägt, und ihre Befugnisse beschränkten sich weitestgehend
auf die Heranziehung von Personen zur Hilfeleistung oder die Inanspruch-
nahme von Fahrzeugen und anderen technischen Hilfsmitteln sowie
Grundstücken8. Zur Unterbindung von Beeinträchtigungen oder Störun-
gen des Feuerwehreinsatzes war stets die Polizei berufen. Im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens zum BHKG hat die Politik die nicht hinnehmba-

A.

1 Gesetz über den Feuerschutz im Lande Nordrhein-Westfalen vom 2.6.1948 (GS.
NW. S. 397).

2 Gesetz über den Feuerschutz und die Hilfeleistung bei Unglücksfällen und öffent-
lichen Notständen (FSHG) vom 25.3.1958 (GV. NW. S. 101); FSHG vom 25.2.1975
(GV. NW. S. 182); FSHG vom 10.2.1998 (GV. NW. S. 122).

3 Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz
(BHKG) vom 17.12.2015 (GV. NW. S. 886).

4 H.-G. Pieper, Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, 2017, S. 4; Thiel,
POR, § 3 Rn. 27.

5 LT-Drs. 3/297, S. 11.
6 Hierzu ausführlich: E.III.1.c)bb) (S. 257 ff.).
7 Krebsbach, Die Feuerschutzgesetzgebung in den Ländern, Der Städtetag 1957,

S. 193 (193).
8 Hierzu ausführlich: B.IV.4.a) (S. 53 ff.) und D.III.2.a) (S. 238 f.).
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re Entwicklung erkannt9, dass in der jüngeren Vergangenheit die Angriffe
auf Einsatzkräfte von Feuerwehren, anerkannten Hilfsorganisationen und
Polizei – auch in der öffentlichen Wahrnehmung – vermehrt zugenom-
men haben10. Zudem sehen sich die Retter auch immer wieder mit ander-
weitigen Behinderungen ihrer Einsätze konfrontiert11. Durch Einführung
des BHKG hat der nordrhein-westfälische Gesetzgeber die Feuerwehr in
Hinblick auf ihre Eingriffsbefugnisse den hiesigen Ordnungsbehörden
weitestgehend gleichgestellt, indem der Einsatzleitung der Feuerwehr zur
Erfüllung der Aufgaben des Brandschutzes und der Hilfeleistung mit § 34
Abs. 2 BHKG eine „generalklauselartige“ Ermächtigungsgrundlage zur
Verfügung gestellt wurde, mit welcher nun eine Rückgriffsmöglichkeit auf
die im OBG NRW aufgeführten Standardermächtigungen des PolG
NRW12 statuiert ist. Damit wurde das der Feuerwehr bereitgestellte Maß-
nahmenspektrum (zumindest in der Theorie) deutlich erweitert. Außer
Acht geblieben ist bei dieser Kompetenzerweiterung jedoch die eingangs
erwähnte Sonderstellung der Feuerwehr im Gefahrenabwehrrecht mit der
gegenüber den Polizei- und Ordnungsbehörden andersgearteten Zielrich-
tung ihres Handelns. Grundsätzlich beseitigt die Feuerwehr selbst Gefah-
ren, anstatt einem Pflichtigen das Tun, Dulden oder Unterlassen einer
Handlung zum Zwecke der Gefahrenabwehr aufzuerlegen13, um einer Ge-
fahren- oder Schadensintensivierung aufgrund mangelnder Kenntnisse, Fä-
higkeiten oder Ausrüstung bei der Gefahrenabwehr vorzubeugen14. Im
Verhältnis zu anderen zuständigen Gefahrenabwehrbehörden hat sie je-
doch nur dort tätig zu werden, wo jene mit den Gefahrensituationen über-
fordert sind15. Diese Maximen könnten sich erheblich auf die Nutzbarkeit
der der Feuerwehr zur Verfügung gestellten Standardermächtigungen aus-

9 Entschließungsantrag der Fraktionen SPD, CDU und BÜNDINIS 90/DIE GRÜ-
NEN des Landtages NRW, LT-Drs. 16/10483 S. 3.

10 So beispielsweise: E. Schwill, Gewalt gegen Feuerwehr- und Rettungskräfte, Städ-
te- und Gemeinderat 1-2/2017, S. 15 (15 ff.).

11 Müller-Platz, BHKG, § 34 (Dezember 2016) Ziff. 2, der von der „massenpsycholo-
gische[n] Form ‚Katastrophentourismus‘“ spricht. Ausführliche Beispiele für
solch einen „Katastrophentourismus“ der letzten Jahrzehnte liefern H. Brennei-
sen/M. Martins/J.-N. Brenneisen, Schaulustige, Sensationsjournalisten, Gaffer und
Katastrophentouristen – ein Fall für den Gesetzgeber?, Die Polizei 2010, S. 219
(219 f.).

12 Wie beispielsweise die Befragung, § 9 Abs. 2 PolG NRW, die Platzverweisung,
§ 34 PolG NRW oder der Gewahrsam, § 35 PolG NRW.

13 Hierzu ausführlich: D.II.2.d) (S. 132 ff.).
14 Vgl. Ausführungen zu: F.I.2 (S. 288 f.).
15 Vgl. Ausführungen zu: D.II.3.a)aa)(1) (S. 136 f.).
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wirken. In Rechtsprechung und Literatur zum nordrhein-westfälischen
Brandschutzrecht ist bislang keine Antwort auf die Frage zu finden, wel-
che polizeirechtlichen Befugnisse aus dem Katalog des § 24 Abs. 1 OBG
NRW mit dem Wesen und der Ausgestaltung der Feuerwehr vereinbar
sind16. Darüber hinaus hat es der nordrhein-westfälische Gesetzgeber ver-
säumt, eine eindeutige Regelung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit feuer-
wehrlicher Verfügungen zu treffen17. Daher ist seit Inkrafttreten des
BHKG völlig offen, welche Verfügungen die Einsatzleitung der Feuerwehr
auf Grundlage des BHKG tatsächlich erlassen kann und ob diese an der
Einsatzstelle notfalls durch Anwendung von Zwangsmitteln auch durchge-
setzt werden können, falls sich der Pflichtige weigert, der Verfügung frei-
willig Folge zu leisten. Die vorliegende Arbeit soll sich insbesondere die-
sen beiden Problemstellungen widmen. In diesem Zusammenhang soll
auch ein ausführlicher Vergleich der Schutzgüter des BHKG einerseits und
derer des Polizei- und Ordnungsrechts angestellt werden. Einleitend soll
zuvor der Blick auf die Rechtsstellung der Feuerwehr und ihrer Ausgestaltung
als gemeindliche Einrichtung gelenkt werden, wobei insbesondere eine
Auseinandersetzung mit der Frage zu erfolgen hat, ob der Feuerwehr die
Rolle einer Sonderordnungsbehörde zugeschrieben werden kann und wel-
che Konsequenzen sich aus dem Ergebnis der Untersuchung ergeben. Zu-
letzt sollen auch die Themenkomplexe Haftung und Kosten feuerwehrli-
chen Einschreitens näher untersucht werden.

16 Sofern überhaupt Kommentierungen zum BHKG vorhanden sind, finden sich
dort Ausführungen, wie von Färber, in: Kamp, FeuSchR NRW, § 34 BHKG (April
2017) Rn. 24: „Jedoch sind nicht alle durch die Verweisung möglichen Maßnahmen
auch für den Einsatz der Feuerwehr geeignet.“

17 Färber, in: Kamp, FeuSchR NRW, § 34 BHKG (April 2017) Rn. 27.
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Die Rechtsstellung der Feuerwehr

In diesem Kapitel soll zunächst die Rechtsstellung der Feuerwehr beleuch-
tet werden. Seit Einführung des Feuerschutzrechts in Nordrhein-Westfalen
nach Ende des Zweiten Weltkrieges ist auch bis zum heutigen Zeitpunkt
in Literatur und Rechtsprechung keine einheitliche Auffassung bei der Be-
urteilung der Rechtsstellung der Feuerwehr zu finden. Insbesondere
scheint auch im Rahmen des BHKG ungeklärt, ob der Feuerwehr der Sta-
tus als Sonderordnungsbehörde im Sinne des OBG NRW zukommt.

Die Aufgabenerfüllung des Brandschutzes und der Hilfeleistung

Die Gemeinde ist gem. § 2 Abs. 1 BHKG Aufgabenträger des Brandschut-
zes und der Hilfeleistung. Diese Aufgabe nimmt sie nach § 2 Abs. 2 BHKG
als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung im Sinne des § 3 Abs. 2 GO
NRW wahr, was für die Gemeinde bedeutet, dass ihr bei der Erfüllung der
Aufgaben ein gewisser weisungsfreier Ermessensspielraum zur Verfügung
steht18. Jedoch gibt § 3 Abs. 1 BHKG der Gemeinde jedenfalls vor, dass sie
den örtlichen Verhältnissen entsprechende leistungsfähige Feuerwehren
als gemeindliche (öffentliche) Einrichtung zu unterhalten hat. Dieser wei-
sungsfreie Spielraum bei der Ausgestaltung der Feuerwehren ist der Ge-
meinde zuzubilligen, da es sich andernfalls um eine Auftragsangelegenheit
handeln würde, die geeignet wäre, ihren grundgesetzlich geschützten
Selbstverwaltungsbereich in noch stärkerem Maße zu beeinträchtigen19.
Denn grundsätzlich fällt die Verpflichtung der Gemeinde zur Schaffung
öffentlicher Einrichtungen in ihren eigenen Verantwortungsbereich. Aus-
nahmen hiervon bedürfen einer gesetzlichen Regelung und sollen die Aus-
nahme darstellen20.

Das Unterhalten einer Feuerwehr durch die Gemeinde umfasst die per-
sonelle Planung, die materielle Ausstattung und die ständige Verfügbar-

B.

I.

18 Schneider, BHKG, § 2 Rn. 51.
19 Gilbert, in: Articus/Schneider, GO NRW, § 3 Ziff. 2; Wansleben, in: Held/Winkel,

GO NRW, § 3 Ziff. 6.
20 Zielke, in: Articus/Schneider, GO NRW, § 8 Ziff. 2.
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